
Interventions
programm für  
suchtkranke Ärzte  
in Sachsen
Ärzte werden von Suchterkrankun-
gen nicht verschont, und keine 
Erkrankungsgruppe, keine Abhän-
gigkeitsvariante bleibt ausgeschlos-
sen. Im Vergleich zur Bevölkerung 
bilden sich in verschiedenen Untersu-
chungen sowohl höhere als auch 
niedrigere Morbiditätsquoten für 
Ärzte ab. Man kann wohl von 1,5 bis  
2 Prozent Abhängigen und zusam-
mengefasst 5 Prozent Abhängigen 
und Missbräuchlern unter der Ärzte-
schaft ausgehen. Substanzbezogen 
präferiert Alkoholabhängigkeit deut-
lich, die Bundesärztekammer be -
schrieb zweitplatziert im Oktober 
2012 aber in 25 Prozent der Fälle die 
Abhängigkeit von Medikamenten. 
Berichtet wurden Fälle von Propofo-
labhängigkeit, auch mit Todesfolge. 
In Sachsen hatten wir zuletzt eine 
Zunahme von Fentanylabhängigkeit 
erfasst. Insgesamt wurde die Kam-
mer in den letzten beiden Jahren 
verstärkt von erkrankten Kollegen 
angesprochen oder von dritter Seite 
über Missbrauch, Abhängigkeitsver-
dacht, belegte Abhängigkeit oder 
justiziable Konsequenzen von Miss-
brauch und Abhängigkeit informiert.
Für Selbstmelder hat die Kammer 
schon vor Jahren drei Kontaktperso-
nen benannt. Herr Prof. Dr. med. 
habil. Otto Bach (Vorsitzender der 
Sächsischen Akademie für ärztliche 
Fort- und Weiterbildung), Frau Dipl.-
Med. Annette Kaiser (Leiterin Pro-
jektgeschäftsstelle Qualitätssiche-
rung) und Herr Dr. med. Frank Härtel 
(Suchtbeauftragter, Vorsitzender der 
Kommission „Sucht und Drogen“) 
stehen für telefonische Erstkontakte 
mit der Kammer zur Verfügung. Frau 
Kaiser ist berufstäglich in der Kam-
mer unter Tel.-Nr. 0351 8267-380 zu 
erreichen. Anonyme Kontaktaufnah-
 me ist zwar möglich, begrenzt aber 
die Hilfemöglichkeiten der Kammer 
auf Informationsvermittlung, gleich 
ob Betroffene, Angehörige oder Vor-
gesetzte diesen Weg suchen.
Die Rechtsabteilung der Kammer (Dr. 
jur. Alexander Gruner oder Ass. jur. 

Michael Kratz), der Ausschuss 
Berufsrecht (Dr. med. Andreas Pro-
kop) oder die Kommission „Sucht 
und Drogen“ (Dr. med. Frank Härtel) 
werden eher von dritter Seite als von 
abhängigen Kollegen kontaktiert 
und nehmen sich dann gemeinsam 
der Klärung des jeweiligen Vorgan-
ges an. Sie bilden die Beratungskom-
mission Sucht (BKS), die für die 
Unterstützung der suchtkranken Kol-
legen und die Abstimmung der nöti-
gen Maßnahmen zuständig ist und 
direkten Kontakt zu den Betroffenen 
sucht. Es wird regelhaft ein persön-
licher Gesprächskontakt zwischen 
dem betroffenen ärztlichen Kollegen 
und der BKS in der Kammer verein-
bart für die Klärung der Problematik 
und die individuelle Festlegung des 
weiteren Vorgehens. Eine spätere 
Wiederholung des Gesprächstermins 
kann zweckmäßig sein nach diag-
nostischer Klärung und gewonnener 
Krankheitseinsicht. Ziele der Inter-
ventionen für die erkrankten Ärzte 
durch die BKS sind die Erhaltung der 
Berufsfähigkeit, der Vorrang von Dia-
gnostik und Therapie gegenüber 
Sanktionen, die Erwartung eigenak-
tiven Bemühens betroffener Kolle-
gen und persönliche kontinuierliche 
Mitarbeit zur Bewältigung der Sucht-
problematik. Conditio sine qua non 
ist Abstinenz für abhängigkeitser-
krankte Ärzte zum Erhalt der Berufs-
fähigkeit. Nachsorge gehört stets mit 
individuell vereinbarten Auflagen 
über eine Zeitspanne von mindes-
tens zwei Jahren verpflichtend dazu.
Um getroffene Vereinbarungen und 
Festlegungen in Therapie und Nach-
sorge kontrollieren zu können, ist 
eine Entbindung der Behandler 
erkrankter Kollegen von der Schwei-
gepflicht gegenüber der BKS erfor-
derlich. Durch diese Transparenz 
wird die Einbeziehung anderer Be -
hörden wie zum Beispiel der appro-
bationsrechtlich zuständigen Landes-
direktion bei günstigem Verlauf ent-
behrlich. Nach § 3 Abs. 3 Satz 3 
Sächsisches Heilberufekammergesetz 
(SächsHKaG) können juristische 
Maßnahmen in gewissem Umfang 
gestundet werden. Somit tritt für 
erkrankte Kollegen bei kooperativer 
Mitarbeit an ihrer Behandlung kein 
Nachteil auch nach Selbstmeldung 

ein. Es wird aber vorsorglich darauf 
hingewiesen, dass strafrechtliche 
Vorgänge gegenüber berufsrechtli-
chen Vorrang haben. Eigeninitiative 
Mitarbeit Betroffener, die Erkran-
kung zu überwinden und mit der 
BKS zusammenzuarbeiten wird aber 
auch dann prognoserelevant positiv 
beachtet.
Der Ablauf der Interventionen gestal-
tet sich folgendermaßen: Sucht ein 
Kollege selbst den Kontakt zur Kam-
mer, wird er von der gewählten Kon-
taktperson erste Anregungen zum 
weiteren Vorgehen erhalten. Diese 
kann er selbst umsetzen. Überwie-
gend wird aber der Kontakt zur BKS 
hergestellt, ein persönliches Ge  spräch 
vereinbart und in der Kammer statt-
finden. Auch nach Informationen 
durch Dritte wird die BKS den per-
sönlichen Kontakt herstellen. Eine 
Kollegen in Praxen oder Kranken-
häusern aufsuchende Vorgehens-
weise der BKS ist nicht beabsichtigt.
In dem Gespräch werden dann bei 
Abhängigkeitsverdacht die weiteren 
Interventionen in Diagnostik und 
Therapie fixiert. Sowohl für ambu-
lante Behandlung, für stationäre Dia-
gnostik, Therapie und Rehabilitation 
(Entwöhnungsbehandlung) hat die 
BKS präferierte Praxen und Einrich-
tungen, die empfohlen werden kön-
nen. Behandler und Einrichtungen 
auszuwählen, sieht die BKS als eige-
nen Entscheidungsspielraum betrof-
fener Kollegen. Wir wollen aber hier 
die stationären Einrichtungen benen-
nen, mit denen bereits langjährig 
positive Erfahrungen in der Betreu-
ung suchtkranker Kollegen bestehen. 
Für den Regierungsbezirk Leipzig ist 
das die Suchtabteilung des SKH Alt-
scherbitz, für den Chemnitzer Regie-
rungsbezirk die Suchtabteilung des 
Asklepios Fachklinikums Wiesen und 
für den Dresdener Regierungsbezirk 
die Suchtabteilung des SKH Arns-
dorf. Die erkrankten Kollegen sind 
nicht an die wohnortnahe Klinik 
ihres Regierungsbezirkes gebunden. 
Für Entwöhnungsbehandlungen ste-
hen die sächsischen Rehakliniken 
oder die Oberbergkliniken mit ihren 
auf Ärzte spezialisierten Konzepten 
zur Auswahl. Andere Einrichtungen 
aufzusuchen, ist die stets mögliche 
individuelle Entscheidung der betrof-
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fenen Kollegen. Die Notwendigkeit 
einer stationären Therapie wird 
durch die Wahl des Behandlungsor-
tes nicht relativiert. Auch für die 
Nachsorge bestehen Wahlmöglich-
keiten zwischen niedergelassenen 
Kollegen und zum Beispiel den psy-
chiatrischen Institutsambulanzen der 
drei genannten Kliniken. Ein zweijäh-
riger Nachsorgemindestzeitraum mit 
Psychotherapie, Selbsthilfegruppen-
besuch und mit klinischen wie Labor-
kontrollen ist jedoch notwendig.
Zur Finanzierung gibt es die Festle-
gung, dass indizierte Entwöhnungs-
behandlungen auch von der Sächsi-
schen Ärzteversorgung liquidiert 
werden. Der Klärung auch dieser 
Frage dient das Gespräch zwischen 

STEX in der Tasche –  
wie weiter?
„Chancen und Perspektiven im 
sächsischen Gesundheitswesen“

Das Sächsische Staatsministerium für 
Soziales und Verbraucherschutz, die 
Sächsische Landesärztekammer, die 
Krankenhausgesellschaft Sachsen 
und die Kassenärztliche Vereinigung 
Sachsen laden alle Medizinstudenten, 
die PJ-ler und andere Interessierte 
herzlich ein zu zwei 

Informationsveranstaltungen für 
Medizinstudenten und Jungärzte

am 6. Mai 2013 ab 10.15 Uhr 
in das CarlLudwigInstitut 
der Universität Leipzig, 
Liebigstraße 27, 04103 Leipzig
sowie 
am 6. Juni 2013 ab 12.00 Uhr 
in das MedizinischTheoretische 
Zentrum  der Technischen 
Universität Dresden, 
Fiedlerstraße 42, 01307 Dresden.

BKS und betroffenen ärztlichem Kol-
legen. Tritt ein Rückfall mit erneutem 
Substanzkonsum im Verlauf ein, 
empfiehlt sich der umgehende, am 
besten eigenaktiv hergestellte Kon-
takt zum Behandler. Dieser wird 
dann die Behandlung entsprechend 
akzentuieren und die BKS vereinba-
rungsgemäß informieren. Letztere 
wird dann erneut tätig.
Ein Problem sind anonyme Mitteilun-
gen Dritter. Sie erlauben keine 
gezielte Reaktion der Kammer. Wir 
bitten deshalb in jedem Fall klare 
Angaben zur Verfügung zu stellen. 
Die Kammer und die BKS werden ja 
tätig für den Schutz von Patienten 
und Kollegen. Bei den häufig unqua-
lifizierten Vorwürfen gegen die Ärz-

Nach einem Einführungsvortrag im 
Hörsaal zu Fragen der ärztlichen 
Weiterbildung und einer anschlie-
ßenden Podiumsdiskussion zum 
Thema Weiterbildung mit Vertretern 
der Sächsischen Landesärztekammer, 
von Weiterbildungsbefugten und 
Weiterzubildenden aus sächsischen 
Krankenhäusern und aus der Nieder-
lassung informieren und beraten Sie 
an ihren Ständen im Foyer erfahrene 
Ärzte, Geschäftsführer sächsischer 
Krankenhäuser, Vertreter ärztlicher 
Standesorganisationen Sachsens und 
der Sächsischen Apotheker- und Ärz-
tebank:

zu Weiterbildung, Chancen und Ein-
satzmöglichkeiten im
■ ambulanten Bereich,
■ stationären Bereich,
■ Öffentlichen Gesundheitsdienst, 

zu Themen wie
■ individuelle Gestaltung der Wei-

terbildung,
■ Weiterbildung und Karrierechan-

cen im Krankenhaus,

teschaft in der veröffentlichten Mei-
nung brauchen wir Ärzte keine wei-
teren Problemfelder zum Schaden 
unseres Berufsstandes.
Kommt keine Vereinbarung zwi-
schen BKS und erkranktem Kollegen 
zustande, werden berufsrechtliche 
und gegebenenfalls andere juristi-
sche Maßnahmen unumgänglich.
Die bisherigen Erfahrungen der letz-
ten Jahre stimmen die BKS jedoch 
optimistisch. Weit überwiegend 
waren positive Verläufe zu verzeich-
nen, die Berufsfähigkeit blieb, mit 
besserer Lebensqualität verknüpft, 
erhalten.

Dr. med. Frank Härtel
Suchtbeauftragter der 

Sächsischen Landesärztekammer

■ Weiterbildung im ambulanten 
Bereich,

■ Gründung oder Übernahme einer 
Praxis,

■ Berufsmöglichkeiten im Öffentli-
chen Gesundheitsdienst,

■ Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie, 

■ Fördermöglichkeiten.

Für das leibliche Wohl während der 
Veranstaltungen ist gesorgt.

Eine Anmeldung ist nicht erforder-
lich. Die Veranstaltungen sind kos-
tenfrei. Für Ihre Fragen stehen wir 
Ihnen unter Arzt-in-Sachsen@slaek.de 
gerne zur Verfügung. 

Die Einladungsflyer können Sie sich 
etwa vier Wochen vor der jeweiligen 
Veranstaltung von der Homepage 
der Sächsischen Landesärztekammer 
www.slaek.de herunterladen.

Dr. med. Birgit Gäbler
Komm. Ärztliche Geschäftsführerin
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